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CORONA

Inzidenz geht laut RKI
weiter zurück
Die jüngste Corona-Welle flacht
weiter ab, die bundesweite Sie-
ben-Tage-Inzidenz geht immer
stärker zurück. Das Robert-
Koch-Institut (RKI) gab den
Wert der Neuinfektionen pro
100 000 Einwohner und Woche
gestern mit 1097,9 an. Am Vor-
tag hatte er noch bei 1141,8 ge-
legen und vor einer Woche bei
1457,9. Die Gesundheitsämter
meldeten dem RKI binnen eines
Tages 55 471 Corona-Neuinfek-
tionen. Vor einer Woche waren
es noch 74 053 Ansteckungen.
Allerdings gehen Experten von
einer hohen Zahl vom RKI nicht
erfasster Fälle aus. Bundesweit
wurden den Angaben zufolge
binnen 24 Stunden 36 Todesfäl-
le verzeichnet – vor einer Woche
waren es 42 gewesen. (dpa)

TEMPOLIMIT

Befürworter machen
Druck auf FDP
Politiker von SPD und Grünen
haben die FDP aufgefordert, ihr
Veto gegen ein Tempolimit auf-
zugeben. „In dieser Krise soll-
ten wir das sofort machen, es
spart unmittelbar Energie ein“,
sagte Baden-Württembergs Mi-
nisterpräsident Winfried Kret-
schmann (Grüne). Er forderte,
„eingefahrene Dogmen“ über
Bord zu werfen. Auch die stell-
vertretende Ministerpräsiden-
tin Schleswig-Holsteins, Moni-
ka Heinold (Grüne), forderte die
FDP auf, „ideologische Scheu-
klappen“ abzulegen. „Das Tem-
polimit ist mehr als überfällig“,
sagte sie. (dpa)

ISRAEL

Soldaten töten Frau
im Westjordanland
Die Lage in Nahost bleibt nach
einer Anschlagsserie äußerst
angespannt: Weil sie sich der
Armee zufolge verdächtig be-
nahm, verletzten israelische
Soldaten am Sonntag eine Frau
im Westjordanland tödlich. Die
Palästinenserin habe sich den
Streitkräften trotz Warnschüs-
sen in die Luft und Aufforde-
rungen, zurückzubleiben, ge-
nähert, teilte Israels Armee mit.
Die Soldaten hätten ihr deshalb
in den Unterkörper geschossen.
Die Frau wurde den Angaben in
ein Krankenhaus gebracht, wo
sie später ihren Verletzungen
erlag. (AFP)

LEUTE in der Politik

Anne Spiegel, 41, Bundesfamilienminis-
terin (Grüne), ist im Sommer 2021 als
rheinland-pfälzische Umweltministe-
rin rund zehn Tage nach der Flutkatas-
trophe an der Ahr zu einem vierwöchi-
gen Familienurlaub nach Frankreich
aufgebrochen. Das bestätigte der stell-
vertretende rheinland-pfälzische Re-
gierungssprecher. Spiegel sei aber
ständig erreichbar gewesen und habe
auch per Video an Kabinettssitzun-
gen teilgenommen. Unions-Fraktions-
geschäftsführer Thorsten Frei (CDU)
sagte der „Rheinischen Post“: „Wenn
es um Verantwortung geht, ist sie nicht
erreichbar oder verreist.“ Er könne sich
nicht vorstellen, dass der Bundeskanz-
ler „so ein Amtsverständnis gut findet“.
Die rheinland-pfälzische Opposition
aus CDU, Freie Wähler und AfD forder-
te erneut Spiegels Rücktritt. (dpa)

Markus Söder, 55, Mi-
nisterpräsident von
Bayern, ist positiv auf
das Coronavirus getes-
tet worden. Das teilte
er auf Twitter mit. „Jetzt
hat es mich nach zwei

Jahren doch noch erwischt“, schrieb
Söder. Ein PCR-Test sei positiv gewe-
sen. „Obwohl ich die ganze Woche
täglich zweimal Schnelltests gemacht
hatte – immer negativ.“ Er habe fast kei-
ne Symptome. Eigentlich wollte Söder
gestern zu einer Reise in die Vereinig-
ten Arabischen Emirate und nach Sau-
di-Arabien aufbrechen. Schwerpunkte
sollten das Thema Wasserstoff und die
langfristige Sicherstellung der Energie-
versorgung in Bayern sein. Wegen der
Infektion wurde die Reise an den Golf
nun abgesagt. (AFP)

Karl Lauterbach, 59,
Bundesgesundheits-
minister, hat nach dem
Scheitern der Impf-
pflicht und dem Hin
und Her um die Iso-
lationspflicht für Co-

rona-Infizierte stark an Zuspruch in
der Bevölkerung verloren. Laut einer
repräsentativen Umfrage des Mei-
nungsforschungsinstituts Insa sind
55 Prozent der Menschen in Deutsch-
land mit Lauterbachs Arbeit unzufrie-
den. Nur 36 Prozent sind zufrieden.
Beim Antritt der Ampel-Regierung im
Dezember hatten demnach noch 53
Prozent erwartet, dass Lauterbach ein
guter Minister wird. Die Ablehnung
der Impfpflicht ab 60 Jahren durch den
Bundestag finden laut der Umfrage 47
Prozent der Befragten richtig. (AFP)

Heike Springhart, 47,
erste Bischöfin der
Evangelischen Landes-
kirche in Baden, ist mit
einem Festgottesdienst
offiziell in ihr Amt ein-
geführt worden. Dabei

wurde auch ihr Vorgänger, Jochen Cor-
nelius-Bundschuh, in den Ruhestand
verabschiedet. Die Übergabe des Amts-
kreuzes durch Synodalpräsident Axel
Wermke fand im Beisein von mehr als
500 Gästen in der Stadtkirche Karlsru-
he statt, darunter die Ratsvorsitzende
der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land, Annette Kurschus, und Baden-
Württembergs Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann. In ihrer Predigt
sprach sich Springhart für eine Kirche
aus, die offen sei und den Mut habe,
sich auch verletzlich zu zeigen. (epd)

Urlaub nach Flutkatastrophe Mit Corona infiziert Weniger Rückhalt Ins Amt eingeführt
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Abstimmung vom 10.04.2022.
Staatsgeld für Firmen – ist das nötig?

35,8% – Ja, sonst sind Arbeitsplätze
in Gefahr.
64,2% – Nein, die Firmen sollen sich
selbst helfen

Frage heute: Sollen russlandfreundli-
che Demonstrationen in Deutschland
verboten werden?
www.suedkurier.de/umfrage

Paris – Wenn Meinungsforscher die
Menschen in Frankreich in den ver-
gangenen Jahren befragt haben, welche
Konstellation sie bei der zweiten Run-
de der Präsidentschaftswahl auf keinen
Fall mehr sehen wollen, war das Ergeb-
nis eindeutig. Marine Le Pen gegen Em-
manuel Macron, lautete die Antwort der
großen Mehrheit. Doch nach der ersten
Runde am gestrigen Sonntag brachte
eine Wiederauflage des unpopulären
Duells von 2017: Der Präsident und die
Rechtspopulistin qualifizierten sich für
die Stichwahl am 24. April. Die Wahlbe-
teiligung war um mehrere Punkte zu-
rückgegangen.

Ersten Auszählungsergebnissen zu-
folge erzielten Macron 28,5 Prozent und
Le Pen 24,2 Prozent – so viel hatten Um-
fragen ihnen in den vergangenen Tagen
vorhergesagt. Der radikale Linke Jean-
Luc Mélenchon erreichte demnach mit
20 Prozent den dritten Platz. Er hatte
zuletzt eine beachtliche Aufholjagd in
den Umfragen hingelegt und umwarb
alle Wähler des linken Lagers, das ins-
gesamt mit sechs von zwölf Kandidaten
vertreten war. Außer Mélenchon blie-
ben alle im kleinen einstelligen Bereich.

Im Vergleich zur letzten Wahl hat die
extreme Rechte deutlich zugelegt. Le
Pen kann eine Verbesserung seit 2017
verzeichnen, als sie in der ersten Run-
de 21,3 Prozent und in der Stichwahl ge-
gen Macron 34 Prozent erreichte. „Sie
befindet sich heute klar auf einem hö-
heren Niveau als vor fünf Jahren“, sag-
te der Politologe Jérôme Fourquet vom
französischen Meinungsforschungsin-
stitut IFOP noch vor der Wahl. Zum ei-
nen könnten viele Linkswähler im zwei-

ten Wahlgang zuhause bleiben, anstatt
wie 2017 für Macron zu stimmen. Denn
diese Wählergruppe hat er stark ent-
täuscht.

Zum anderen erhielten Le Pens Be-
mühungen um eine Entteufelung ihrer
Partei laut Fourquet einen „Beschleu-
niger“ in Gestalt des Ultrarechten Éric
Zemmour. Neben dem früheren Jour-
nalisten, der vor einem „Bürgerkrieg“
durch Einwanderer und einem angeb-
lichen „Bevölkerungsaustausch“ der
weißen, christlichen „Rasse“ durch
Schwarze und Muslime warnte, wirkte
die Tochter des Rechtsextremen Jean-
Marie Le Pen plötzlich professioneller
und weniger radikal – bei einem sehr
ähnlichen Programm, dessen Kern in
einem Einwanderungsstopp und einer
systematischen Benachteiligung von
Ausländern besteht. Indem sie Maß-
nahmen für die Kaufkraft, etwa eine
niedrige Mehrwertsteuer auf Energie,
versprach, traf sie einen Nerv. Im Füh-
rungskampf der Rechtsextremen hatte
Zemmour das Nachsehen– der 63-Jäh-
rige erreichte nur sieben Prozent. Die

Stimmen seiner Wähler dürften im
zweiten Durchgang fast ausschließlich
Le Pen zufallen. Dennoch sagt Polito-
loge Fourquet, die Resultate der zwei-
ten Runde vorherzusehen, sei schwie-
rig: „Die entscheidende Etappe für die
Stichwahl beginnt jetzt.“ Es ist davon
auszugehen, dass Macron, der sich auf-
grund des Kriegs in der Ukraine im
Wahlkampf stark zurückhielt, diesen
nun intensiviert. Lehnte er bis jetzt eine
Fernsehdebatte mit anderen Kandida-
ten ab, gilt dies nicht für ein TV-Duell
der beiden Finalisten am 20. April.

Einstige Volksparteien geschwächt
Die französischen Grünen mit Kandi-
dat Yannick Jadot konnten ihre Erfolge
bei kommunalen und Europawahlen
nicht wiederholen und blieben mit 4,4
Prozent unter den eigenen Erwartun-
gen zurück, obwohl die Franzosen Um-
welt- und Klimathemen als sehr wich-
tig erachten. Besonders bitter ist der
Wahlausgang für die einstmals stolzen
Volksparteien Frankreichs. Fünf Jahre
nach Macrons Sieg hat er diese dauer-
haft geschwächt, indem er sich als star-
ke Kraft in der Mitte etablierte.

Die Sozialistin Anne Hidalgo fiel mit
1,9 Prozent sogar hinter den kommu-
nistischen Kandidaten Fabien Rous-
sel zurück. Schwer enttäuschte auch
die republikanische Kandidatin Valé-
rie Pécresse mit fünf Prozent, die ei-
nerseits Anleihen bei Macrons Reform-
Programm nahm, andererseits bei den
Rechtsextremen mit Themen wie der
inneren Sicherheit und der Identität.
Nicht einmal Ex-Präsident Nicolas Sar-
kozy sprach sich öffentlich für sie aus.
Es wird davon ausgegangen, dass er
eine Wahlempfehlung für Macron ab-
geben wird.

Erneut ein Duell zwischen
Macron und Le Pen
➤ Frankreich wählt künftigen

Präsidenten am 24. April
➤ Wie 2017 muss Stichwahl

die Entscheidung bringen

Wahl in Frankreich
Der französische Präsident wird direkt
vom Volk gewählt und benötigt die
absolute Mehrheit der abgegebenen
Stimmen. Da in der ersten Runde der
Präsidentenwahl voraussichtlich keiner
der zwölf Kandidatinnen und Kandida-
ten mehr als 50 Prozent bekommen
wird, ist am 24. April eine Stichwahl
zwischen den beiden Bewerbern mit
den meisten Stimmen geplant. Rund
48,7 Millionen Wahlberechtigte können
abstimmen. Es gibt keine Mindestwahl-
beteiligung. Der französische Präsident
wird auf fünf Jahre gewählt. Er beein-
flusst die Politik des Landes maßgeb-
lich und spielt oft eine wichtigere Rolle
als der von ihm ernannte Premierminis-
ter und Regierungschef. (sk)

Berlin (dpa) Der erste Kanzler der Bun-
desrepublik, Konrad Adenauer (CDU),
hat nach Erkenntnissen des Histori-
kers Klaus-Dietmar Henke fast zehn
Jahre lang die SPD-Spitze ausspionie-
ren lassen. „Der Parteivorstand wurde
umfassend ausgeforscht“, sagte Henke.
Er sprach von einem „Super-Watergate“.
Die SPD reagierte entsetzt.

Wie die „Süddeutsche Zeitung“ un-
ter Berufung auf Henke und histori-
sche Dokumente berichtete, ließ Ade-
nauer die SPD-Spitze mithilfe zweier
Informanten weitaus stärker ausspio-
nieren als bislang angenommen. Einer
von ihnen soll direkt in der SPD-Spitze
gearbeitet haben. Fast 500 vertrauliche
Berichte aus dem SPD-Vorstand seien
so in das CDU-geführte Kanzleramt ge-
langt. Adenauer, der von 1949 bis 1963
regierte, sei über den Spitzel des Bun-
desnachrichtendienstes (BND) oft noch
am selben Tag über Vorgänge in der Op-
positionspartei informiert worden.

Nach Angaben der Zeitung geht dies
aus Akten der CDU-nahen Konrad-Ade-
nauer-Stiftung hervor, die Henke aus-
gewertet hat. Henke ist Sprecher der
Unabhängigen Historikerkommissi-
on zur Erforschung der Geschichte des
BND. Die Konrad-Adenauer-Stiftung
und eine Sprecherin der CDU wollten
die Sachverhalte nicht kommentieren.

„Beispielloser Vorgang“
SPD-Generalsekretär Kühnert zeigte
sich empört: „Es ist ein ungeheuerlicher
und in der bundesrepublikanischen
Geschichte wohl beispielloser Vorgang,
dass der erste demokratische Bundes-
kanzler seine Macht systematisch un-
ter Missachtung rechtsstaatlicher und
demokratischer Prinzipien ausbaute
und festigte.“ Es sei heute zwar sinnlos,
darüber zu spekulieren, inwiefern der
Verlauf der Geschichte ohne politische
Wettbewerbsverzerrung ein anderer ge-
wesen wäre. Das mindere aber nicht die
Sprengkraft der Erkenntnisse.

Dass Adenauer über seinen Staats-
sekretär Hans Globke und Reinhard
Gehlen innenpolitische Gegner über-
wachen ließ, war bereits bekannt. Das
wohl prominenteste Beispiel ist der spä-
tere SPD-Bundeskanzler Willy Brandt.
Die nun ausgewerteten Dokumente of-
fenbaren laut „SZ“ aber eine „neue Di-
mension“. Die beiden Hauptlieferanten
von Informationen aus der SPD-Spit-
ze waren laut Bericht die Sozialdemo-
kraten Siegfried Ortloff und Siegfried
Ziegler. Ortloff arbeitete für den SPD-
Vorstand. Ziegler war Mitglied der Or-
ganisation Gehlen sowie SPD-Kreischef
in Starnberg. Beide lieferten demnach
Informationen an Gehlen, die über
Globke ihren Weg zu Adenauer fanden.

Ließ Adenauer die
SPD ausspähen?

Gegen Konrad Adenauer werden schwere
Vorwürfe erhoben. BILD: DPA
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Das lesen Sie zusätzlich online

Kann Amtsinhaber Emmanuel
Macron auf eine zweite Amtszeit
hoffen?
www.sk.de/11105244

Muss erneut in die
Stichwahl gegen Mari-
ne Le Pen: Frankreichs
Präsident Emmanuel
Macron, hier mit sei-
ner Ehefrau Brigitte.
BILD: AFP
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